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Rechtsvorschriften für die Fortbildungsprüfung zum / zur „Management-Assistent / 
Management-Assistentin (HWK)“ 

  
Die Handwerkskammer Freiburg erlässt aufgrund der Beschlüsse des Berufsbildungsausschusses vom 19. März 
2014 und der Vollversammlung vom 10. April 2014 als zuständige Stelle nach §§ 42a, 44, 91 Abs. 1 Nr. 4a, 106 
Abs. 1 Nr. 10 und 106 Abs. 2 der Handwerksordnung (HwO) folgende Rechtsvorschriften für die Fortbildungsprü-
fung zum Abschluss zum / zur „Management-Assistent / Management-Assistentin (HWK)“. 

 
 
 

§ 1 
Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Ab-

schlusses 
 

(1) Zum Nachweis von beruflicher Handlungsfähig-
keit, die im Rahmen der beruflichen Fortbildung zum 
/ zur „Management-Assistent / Management-Assis-
tentin (HWK)“ erworben worden ist, kann die zu-
ständige Stelle Prüfungen nach den §§ 4 bis 8 
durchführen. 
 
(2) Durch die Prüfung hat der Prüfling in den in § 3 
genannten Handlungsfeldern seine berufliche Hand-
lungskompetenz dadurch nachzuweisen, dass er  
auf Grund der erworbenen Kenntnisse und Erfahrun-
gen die Voraussetzungen mitbringt, um betriebswirt-
schaftliche, kaufmännische und rechtliche Probleme 
analysieren, bewerten und entwickelte Lösungen 
operativ umsetzen zu können. Dazu gehört insbe-
sondere die Kompetenz, die Schnittstellenfunktion 
zwischen kaufmännischen und leistungserstellenden 
Unternehmensbereichen wahrzunehmen.  
 

(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum 
Fortbildungsabschluss „Management-Assistent / 
Management-Assistentin (HWK)“  

 
§ 2 

Zulassungsvoraussetzungen 

 
(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, 
     1.1 wer eine mit Erfolg abgelegte Gesellen- 
 /Abschlussprüfung in einem anerkannten  
 Ausbildungsberuf mit einer mindestens 
 3- jährigen Regelausbildungszeit nachweist  
 oder 
     1.2 wer regelmäßig im Rahmen des Zusatzunter- 

richts „Management-Assistentin / Manage-
ment-Assistent im Handwerk (MiH)“ für Abi-
turientinnen / Abiturienten am Unterricht teil-
genommen hat. 
 

(2) Abweichend von Absatz 1 ist zur Prüfung auch 
zuzulassen, wer durch Vorlage von Zeugnissen oder 
auf andere Weise glaubhaft macht, Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten (berufliche Handlungs-
fähigkeit) erworben zu haben, die die Zulassung zur 
Prüfung rechtfertigen. 
 
(3) Ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten der 
Berufstätigkeit im Ausland sind bei der Zulassung zur 
Prüfung zu berücksichtigen. 

 
 
 
 
 

§ 3 
Gliederung der Prüfung 

 
Die Prüfung gliedert sich in die Pflichthandlungsfel-
der: 
 

1. Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
beurteilen, 

2. Gründungs- und Übernahmeaktivitäten vor-
bereiten, durchführen und bewerten,  

3. Unternehmensführungsstrategien entwi-
ckeln, 
 

und in eines der folgenden Wahlhandlungsfelder:  
 

4a) Grundlagen der EDV (“Computerschein Bu-
siness Office“), 

4b) Berufsbezogene Fremdsprache Englisch 
(GER Niveau B2) entsprechend dem schrift-
lichen Teil des KMK-Fremdsprachenzertifi-
kats der Stufe III. 

 
§ 4 

Inhalt der Prüfung im Pflichthandlungsfeld 
"Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen beur-

teilen" 

 
Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er betriebswirt-
schaftliche, kaufmännische und rechtliche Voraus-
setzungen für die Wettbewerbsfähigkeit eines Unter-
nehmens und berufliche Entwicklungspotentiale im 
Handwerk bewerten sowie Entscheidungsnotwen-
digkeiten darstellen kann. Bei der Aufgabenstellung 
sollen mehrere der unter den Buchstaben a) bis f) 
aufgeführten Qualifikationen verknüpft werden: 
 
a) Unternehmensziele analysieren und in ein Unter-

nehmenszielsystem einordnen, 
 
b) Bedeutung der Unternehmenskultur und des Un-

ternehmensimages für die betriebliche Leistungs- 
und Wettbewerbsfähigkeit begründen, 

 
c) Situation eines Unternehmens am Markt analy-

sieren und Erfolgspotenziale begründen, 
 
d) Informationen aus dem Rechnungswesen, insbe-

sondere aus Bilanz sowie Gewinn- und Verlust-
rechnung zur Analyse von Stärken und Schwä-

chen eines Unternehmens nutzen, 
 
e) Informationen aus dem internen und externen 

Rechnungswesen zur Entscheidungsvorberei-
tung nutzen, 

 
f) Rechtsvorschriften, insbesondere des Gewerbe- 

und Handwerksrechts sowie des Handels- und 
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Wettbewerbsrechts bei der Analyse von Unter-
nehmenszielen und -konzepten anwenden. 

 
§ 5 

Inhalt der Prüfung im Pflichthandlungsfeld 
"Gründungs- und Übernahmeaktivitäten vorbe-

reiten, durchführen und bewerten" 

 
Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er in der 
Lage ist, Aufgaben im Rahmen der Gründung und 
Übernahme eines Unternehmens unter Berück-
sichtigung persönlicher, rechtlicher und betriebs-
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen und Ziele 
vorzubereiten, durchzuführen und zu bewerten 
sowie ihre Bedeutung für ein Unternehmenskon-
zept zu begründen. Bei der Aufgabenstellung sol-
len mehrere der unter den Buchstaben a bis j auf-
geführten Qualifikationen verknüpft werden: 

 
a) Bedeutung persönlicher Voraussetzungen für 

den Erfolg beruflicher Selbständigkeit begrün-
den, 

b) wirtschaftliche, gesellschaftliche und kulturelle 
Bedeutung des Handwerks sowie Nutzen von 
Mitgliedschaften in den Handwerksorganisatio-
nen darstellen und bewerten, 

c) Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Bera-
tungsdienstleistungen sowie von Förder- und 
Unterstützungsleistungen bei Gründung und 
Übernahme eines Unternehmens aufzeigen 
und bewerten, 

d) Entscheidungen zu Standort, Betriebsgröße, 
Personalbedarf sowie zur Einrichtung und Aus-
stattung eines Unternehmens treffen und be-
gründen, 

e) Marketingkonzept zur Markteinführung entwi-
ckeln und bewerten, 

f) Investitionsplan und Finanzierungskonzept auf-
stellen und begründen; Rentabilitätsvorschau 
erstellen und Liquiditätsplanung durchführen, 

g) Rechtsform aus einem Unternehmenskonzept 
ableiten und begründen, 

h) Rechtsvorschriften, insbesondere des bürgerli-
chen Rechts sowie des Gesellschafts- und 
Steuerrechts, im Zusammenhang mit Gründung 
oder Übernahme von Handwerksbetrieben an-
wenden, 

i) Notwendigkeit privater Risiko- und Altersvor-
sorge begründen, Möglichkeiten aufzeigen, 

j) Bedeutung persönlicher Aspekte sowie be-
triebswirtschaftlicher und rechtlicher Bestand-
teile eines Unternehmenskonzeptes im Zusam-
menhang darstellen und begründen. 

 
§ 6 

Inhalt der Prüfung im Pflichthandlungsfeld  
"Unternehmensführungsstrategien entwickeln" 

 
Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er in der 
Lage ist, unter Berücksichtigung unternehmens-
bezogener Stärken und Schwächen sowie markt-
bezogener Chancen und Risiken, ein Unterneh-
men zu führen, betriebliche Wachstumspotenzi-
ale zu identifizieren und Unternehmensstrategien 
zu entwickeln. Bei der Aufgabenstellung sollen 
mehrere der unter den Buchstaben a bis k aufge-
führten Qualifikationen verknüpft werden: 

 
a) Bedeutung der Aufbau- und Ablauforganisa-

tion für die Entwicklung eines Unternehmens 
beurteilen; Anpassungen vornehmen, 

 
b) Entwicklungen bei Produkt- und Dienstleis-

tungsinnovationen sowie Marktbedingungen, 
auch im internationalen Zusammenhang, be-
werten und daraus Wachstumsstrategien ab-
leiten,  
 

c) Einsatzmöglichkeiten von Marketinginstru-
menten für Absatz und Beschaffung von Pro-
dukten und Dienstleistungen begründen,  
 

d) Veränderungen des Kapitalbedarfs aus In-
vestitions-, Finanz- und Liquiditätsplanung 
ableiten; Alternativen der Kapitalbeschaffung 
darstellen, 

 
e) Konzepte für Personalplanung, -beschaf-

fung und -qualifizierung erarbeiten und be-
werten sowie Instrumente der Personalfüh-
rung und -entwicklung darstellen, 

 
f) Bestimmungen des Arbeits- und Sozialver-

sicherungsrechts bei der Entwicklung einer 
Unternehmensstrategie berücksichtigen, 

 
g) Chancen und Risiken zwischenbetrieblicher 

Kooperationen darstellen, 
 

h) Controlling zur Entwicklung, Verfolgung, 
Durchsetzung und Modifizierung von Unter-
nehmenszielen nutzen, 

 
i) Instrumente zur Durchsetzung von Forderun-

gen darstellen und Einsatz begründen, 
 
j) Notwendigkeit der Planung einer Unterneh-

mensnachfolge, auch unter Berücksichtigung 
von Erb- und Familienrecht sowie steuer-
rechtlicher Bestimmungen, darstellen und 
begründen,  

 

k) Notwendigkeit der Einleitung eines Insol-
venzverfahrens anhand von Unternehmens-
daten prüfen; insolvenzrechtliche Konse-
quenzen für die Weiterführung oder Liquida-
tion eines Unternehmens aufzeigen. 

 
§ 7 

Inhalte der Prüfungen in den  
Wahlhandlungsfeldern 

 

(1) Der Prüfling hat im Wahlhandlungsfeld "Grundla-
gen der EDV (Computerschein Business Office)" 
nachzuweisen, dass er die notwendigen Kenntnisse 
und Fertigkeiten nach der Prüfungsordnung „Com-
puterschein Business Office“ besitzt, die ihn befähi-
gen, mit dem Computer sachgerecht umzugehen 
und die PC-Office-Anwendungen Textverarbeitung, 
Tabellenkalkulation, Datenbanken und Internet zu 
benutzen. 
(2) Der Prüfling hat im Wahlhandlungsfeld 
"Berufsbezogene Fremdsprache Englisch (GER Ni-
veau B2)“ die notwendigen Kompetenzen entspre-
chend dem schriftlichen Teil des KMK-Fremdspra-
chenzertifikats der Stufe III nachzuweisen. 
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§ 8 
Durchführung der Prüfung und Prüfungsdauer 

 
(1) Die Prüfung in den Handlungsfeldern nach § 3 
Nr. 1 bis 3 ist schriftlich durchzuführen und dauert in 
jedem Handlungsfeld zwei Stunden. In jedem Hand-
lungsfeld ist mindestens eine komplexe fallbezo-
gene Aufgabe zu bearbeiten.  
 
(2) Die Prüfung in dem Wahlhandlungsfeld nach § 3 
Nr. 4a ist praktisch durchzuführen und soll nicht län-
ger als 4 Stunden dauern. 
 
(3) Die Prüfung in dem Wahlhandlungsfeld nach § 3 
Nr. 4b ist schriftlich durchzuführen und soll nicht län-
ger als 2 Stunden dauern. 
 
(4) Die Gesamtbewertung der Prüfung wird aus dem 
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der 
Handlungsfelder nach § 3 ermittelt. 
 
(5) Wurden in höchstens zwei der in § 3 genannten 
Handlungsfelder jeweils mindestens 30 und weniger 
als 50 Punkte erreicht, kann in einem dieser Hand-
lungsfelder eine mündliche Ergänzungsprüfung 
durchgeführt werden, wenn diese das Bestehen der 
Gesamtprüfung ermöglicht.  
Die mündliche Ergänzungsprüfung soll höchstens 20 
Minuten dauern. Das Ergebnis der jeweiligen schrift-
lichen Prüfung und der mündlichen Ergänzungsprü-
fung in dem Handlungsfeld ist im Verhältnis 2 : 1 zu 
gewichten. 
 

§ 9 
Befreiung von Prüfungsleistungen 

 
(1) Der Prüfling ist auf Antrag von der Ablegung ein-
zelner Handlungsfelder durch die Handwerkskam-
mer zu befreien, wenn er eine andere vergleichbare 
Prüfung vor einer öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatli-
chen Prüfungsausschuss erfolgreich abgelegt hat 
und die Anmeldung zur Fortbildungsprüfung inner-
halb von fünf Jahren nach der Bekanntgabe des Be-
stehens der anderen Prüfung erfolgt. Eine vollstän-
dige Befreiung von allen in § 3 genannten Hand-
lungsfeldern ist nicht zulässig. 
 
(2) Vom Wahlhandlungsfeld nach § 3 Nr. 4a "Grund-
lagen der EDV (Business Office)" ist zu befreien, 
wenn der Prüfling nachweist, dass er die Fortbil-
dungsprüfung „Business Office“ erfolgreich abgelegt 
hat. 
 
(3) Vom Wahlhandlungsfeld nach § 3 Nr. 4b "Be-
rufsbezogener Fremdsprache Englisch (GER Ni-
veau B2)" ist zu befreien, wenn der Prüfling nach-
weist, dass er den schriftlichen Teil der Prüfung zum 
KMK-Fremdsprachenzertifikat der Stufe III (entspre-
chend dem GER-Niveau B2) erfolgreich abgelegt 
hat.    
 

§ 10 
Bestehen der Prüfung 

 
(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn insgesamt eine 
mindestens ausreichende Prüfungsleistung erbracht 
wurde. 
(2) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn 

1. ein Handlungsfeld mit weniger als 30 Punk-
ten bewertet worden ist oder 

2. nach durchgeführter Ergänzungsprüfung 
zwei Handlungsfelder jeweils mit weniger 
als 50 Punkten bewertet worden sind.  

 
(3) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis 
mit der Gesamtnote nach § 8 Abs. 4 sowie die Ein-
zelbewertungen der Handlungsfelder nach § 3 aus-
zustellen. Im Falle der Befreiung gemäß § 9 sind Da-
tum und Bezeichnung der anderweitig abgelegten 
Prüfung anzugeben. 
 

§ 11 
Wiederholen der Prüfung 

 
(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zwei-
mal wiederholt werden. 
 
(2) Der Prüfling ist auf Antrag von der Wiederholung 
der Prüfungen einzelner Handlungsfelder zu be-
freien, wenn seine Leistungen darin in einer vorange-
gangenen Prüfung mit mindestens ausreichend be-
wertet wurden. Eine Befreiung ist nur möglich, wenn 
sich der Prüfling innerhalb von zwei Jahren, gerech-
net vom Tag der Bescheidung über den nicht bestan-
denen Prüfungsteil, zur Wiederholungsprüfung an-
meldet.  
 

§ 12 
Übergangsvorschriften 

 

Begonnene Prüfungsverfahren zum Management-
Assistent / Management-Assistentin im Handwerk 
(HWK) können bis zum 31.12.2016 nach den bishe-
rigen Vorschriften zu Ende geführt werden. Die zu-
ständige Stelle kann auf Antrag des Prüflings die 
Wiederholungsprüfung auch nach dieser Verordnung 
durchführen. Im Übrigen kann bei der Anmeldung zur 
Prüfung bis zum Ablauf des 31.12.2014 die Anwen-
dung der bisherigen Vorschriften vereinbart werden.  

 
§ 13 

Anwendung anderer Vorschriften 
 

Soweit diese Rechtsvorschriften keine abweichende 
Regelung enthält, ist die Prüfungsordnung für die 
Durchführung von Fortbildungsprüfungen der Hand-
werkskammer Freiburg anzuwenden. 

 
§ 14 

Inkrafttreten 
 

Diese Rechtsvorschriften treten am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung auf der Homepage der Handwerks-
kammer oder in der „Deutschen Handwerkszeitung, 
Ausgabe Freiburg“, in Kraft. 
Gleichzeitig treten die bisherigen Rechtsvorschriften 
zum anerkannten Abschluss Management-Assistent 
/ Management-Assistentin im Handwerk (HWK) vom 
23.06.2003 außer Kraft. 

 
Ausgefertigt am 02.05.2014 
 
 
 
Präsident   Vizepräsident 
Paul Baier   Werner Baas 


